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V E R W A L T U N G S G E R I C H T   A R N S B E R G 
 

I M   N A M E N   D E S   V O L K E S 
 

U R T E I L 
 
 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
 
der Frau  
 

Klägerin, 
Prozessbevollmächtigte: 
 
 

g e g e n 
 
den Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Integrationsamt, Warendorfer Straße 21 - 23, 
48133 Münster, Gz.: 61W-40389/677/2004, 
 

Beklagten, 
 
Beigeladene: 
 
Gz.:                            
 
Prozessbevollmächtigte:  
 
Gz.: 
 

w e g e n 
Schwerbehindertenrecht 

 
hat die 11. Kammer des Verwaltungsgerichts Arnsberg 



ohne mündliche Verhandlung in der Sitzung  
vom 14. März 2006 
durch 
 
Richter am Verwaltungsgericht Janßen als Einzelrichter 
 
f ü r   R e c h t   e r k a n n t: 
 
Die Klage wird abgewiesen. 
 

Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens, für das Gerichtskosten nicht erho-
ben werden, einschließlich der außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen.  
 
Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin darf die 
Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des vollstreck-
baren Betrages hinterlegen, sofern nicht der Beklagte Sicherheit in gleicher Höhe 
leistet. 

 
T a t b e s t a n d : 

 
Die am 4. September 1947 geborene Klägerin wurde am 1. Januar 1993 von der Stadt      als 
technische Angestellte eingestellt. Auf der Grundlage eines Personalüberleitungsvertrages 
zwischen der Stadt        und der Stadtwerke        , der Beigeladenen, war sie ab dem 1. April 
1998 bei der Beigeladenen als technische Angestellte tätig. Das Versorgungsamt       stellte 
bei der Klägerin mit Bescheid vom 20. Oktober 1999 einen Grad der Behinderung (GdB) von 
30 fest. 
 
Am 15. Februar 2004 ging bei der Stadt       ein als Dienstaufsichtsbeschwerde bezeichnetes 
Schreiben eines Nachbarn der Klägerin ein. Darin warf der Nachbar der Klägerin vor, diese 
versuche ihn und seine Frau unter Hinweis auf ihre Tätigkeit bei der Stadt Soest einzu-
schüchtern und unter Druck zu setzen. Weiter führte er aus, die Klägerin habe in der Ver-
gangenheit umfangreiche private Telefonate mit einem Umfang bis zu drei Stunden täglich 
von ihrem Dienstapparat aus geführt und sie suche nahezu täglich während der Arbeitszeit 
mit den Dienstwagen ihre Wohnung auf, um Privatangelegenheiten zu erledigen. Am 12. Mai 
2004 hörte die Beigeladene die Klägerin zu diesen Vorwürfen an und wies sie darauf hin, 
dass der Bestand ihres Arbeitsverhältnisses wegen gravierender Verstöße gegen arbeitsver-
tragliche Pflichten gefährdet sein könnte. 
 
Ebenfalls am 12. Mai 2004 stellte die Klägerin beim Versorgungsamt Soest einen Antrag auf 
Erhöhung ihres GdB auf mindestens 50 und bei der Bundesagentur für Arbeit einen Antrag 
auf Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen. Das Versorgungsamt stellte mit 
Bescheid vom 20. August 2004 fest, dass der GdB der Klägerin wegen Brustwirbelsäulen- 
und Lendenwirbelsäulen-Syndrom bei degenerativen Veränderungen und Fehlstatik, Band-



scheibenschäden, Nervenwurzelreizungen und einer seelischen Erkrankung auf 40 festzu-
setzen ist. Mit einer bei dem Sozialgericht Dortmund anhängigen Klage begehrt die Klägerin 
ihre Anerkennung als schwerbehinderter Mensch. Die Bundesagentur für Arbeit lehnte die 
begehrte Gleichstellung mit inzwischen bestandskräftigem Bescheid vom 7. Juli 2004 ab. 
Einer am 18. Mai 2004 ausgesprochenen außerordentlichen und vorsorglichen ordentlichen 
Kündigung trat die Klägerin unter Hinweis auf einen wegen der gestellten Anträge bestehen-
den Sonderkündigungsschutz entgegen. 
 
Die Beigeladene beantragte daraufhin mit Schreiben vom 4. Juni 2004 bei dem Beklagten 
die Zustimmung zur außerordentlichen und vorsorglichen ordentlichen Kündigung der Kläge-
rin. Mit Schreiben vom 21. Juni 2004 erteilte der Beklagte die begehrte Zustimmung zur au-
ßerordentlichen Kündigung und mit Bescheid vom 10. August 2004, abgesandt am 24. Au-
gust 2004, begründete er diese Entscheidung. Außerdem erteilte er in diesem Bescheid die 
Zustimmung zur hilfsweisen ordentlichen Kündigung. 
 
Unter Bezugnahme auf diese Zustimmungen sprach die Beigeladene der Klägerin mit 
Schreiben vom 22. Juni 2004 erneut die fristlose und unter dem 30. August 2004 vorsorglich 
die ordentliche Kündigung aus. Die Kündigungsschutzklage der Klägerin gegen die am 
18. Mai 2004 ausgesprochenen Kündigungen hatte sowohl in der I. als auch in der 11. In-
stanz nur hinsichtlich der außerordentlichen Kündigung Erfolg. 
 
Den von der Klägerin gegen die Zustimmungsentscheidungen des Beklagten am 21. Sep-
tember 2004 erhobenen Widerspruch wies der Widerspruchsausschuss bei dem Integration-
samt in seiner Sitzung vom 28. Januar 2005 als unbegründet zurück.  
Der Ausschuss verwies darauf, dass die Vorschriften des besonderen Kündigungsschutzes 
gemäß § 90 Abs. 2 a des Sozialgesetzbuches - IX. Buch: Rehabilitation und Teilhabe behin-
derter Menschen - (SGB IX) dann keine Anwendung fänden, wenn zum Zeitpunkt der Kündi-
gung die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nicht nachgewiesen sei (1. Halbsatz 
des § 90 Abs. 2 a SGB IX) oder das Versorgungsamt nach Ablauf der Frist des § 69 Abs. 1 
Satz 1 SGB IX eine Feststellung wegen fehlender Mitwirkung nicht habe treffen können 
(2. Halbsatz). Die Ausnahmeregelung des 2. Halbsatzes sei hinsichtlich der für die Klägerin 
beantragten ordentlichen Kündigung nicht einschlägig, da das Versorgungsamt eine Fest-
stellung getroffen habe. Zwar sei diese Feststellung wegen der vor dem Sozialgericht erho-
benen Klage noch nicht rechtskräftig, aber der Wortlaut des § 90 Abs. 2 a 2. Halbsatz SGB 
IX beziehe sich eindeutig auf das Antragsverfahren beim Versorgungsamt bis zu dessen 
Abschluss, denn nur in diesem Antragsverfahren gelte die genannte Frist des § 69 Abs. 1 
Satz 2 SGB IX. Also komme bei Widerspruch und Klage gegen die 1. Entscheidung des Ver-
sorgungsamtes der Grundsatz des § 90 Abs. 2 a 1. Halbsatz SGB IX zur Anwendung. Inso-
weit sei lediglich auf den nachweisbaren Status als schwerbehinderter Mensch im Zeitpunkt 
des Zugangs der Kündigung abzustellen. Tatsachen und Umstände, die erst nach Zugang 
der Kündigungserklärung eingetreten seien, gehörten daher nicht zum zugrunde zu legenden 
Sachverhalt. Die Klägerin habe im Zeitpunkt des Ausspruchs der ordentlichen Kündigung am 
30. August 2004 einen Nachweis ihrer Schwerbehinderung oder ihrer Gleichstellung nicht 



erbringen können. Hinsichtlich der außerordentlichen Kündigung sei weiter auf § 91 Abs. 4 
SGB IX zu verweisen. Danach solle das Integrationsamt die Zustimmung zur außerordentli-
chen Kündigung erteilen, wenn diese aus einem Grunde erfolge, der nicht im Zusammen-
hang mit der Behinderung stehe. Hier habe die Klägerin zu keinem Zeitpunkt einen Zusam-
menhang zwischen dem ihr vorgeworfenen Fehlverhalten und den anerkannten Behinderun-
gen geltend gemacht. Auch für den Ausschuss sei ein solcher Zusammenhang nicht erkenn-
bar. 
 
Die Klägerin hat am 17. März 2005 Klage erhoben. Sie trägt vor, dass der Widerspruchsaus-
schuss die Regelung des § 90 Abs. 2 a SGB IX fehlerhaft angewandt habe. Diese Regelung 
sei dahingehend korrigierend auszulegen, dass sich ein schwerbehinderter Arbeitnehmer nur 
dann nicht auf den besonderen Kündigungsschutz berufen könne, wenn der fehlende Nach-
weis der Schwerbehinderung bei Zugang der Kündigung auf einer fehlenden Mitwirkung im 
Anerkennungsverfahren beruhe. Es bestehe ferner ein Zusammenhang zwischen den bei ihr 
bestehenden Behinderungen und den von der Beigeladenen benannten Kündigungsgrün-
den. Sie sei nämlich über einem längeren Zeitraum hinweg an ihrem Arbeitsplatz einem er-
heblichen psychischen Druck ausgesetzt gewesen. Über Jahre hinweg habe sie permanent 
mit einer Kündigung rechnen und deswegen in dem Wissen arbeiten müssen, dass die Bei-
geladene bestrebt sei, den nächsten tragfähigen Anlass zur Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses heranzuziehen. 
 
Die Klägerin beantragt, 
 

den Bescheid des Beklagten vom 10. August 2004 in der Fassung des Wider-
spruchsbescheides vom 28. Januar 2005 aufzuheben. 
 

Der Beklagte beantragt, 
 
 die Klage abzuweisen. 
 
Zur Begründung seines Antrages nimmt der Beklagte Bezug auf den Inhalt des Wider-
spruchsbescheides. 
 
Die Beigeladene beantragt ebenfalls, 
 
 die Klage abzuweisen. 
 
Sie macht geltend, dass auf Grund des inzwischen rechtskräftigen arbeitsgerichtlichen Ur-
teils vom 30.05.2005 feststehe, dass das Arbeitsverhältnis zwischen der Klägerin und ihr mit 
dem Ablauf des 31.12.2004 geendet habe. Erst durch die Zustellung der Kündigungsschutz-
klage habe sie erfahren, dass die Klägerin mit einem GdB von 30 behindert gewesen sei und 
sowohl einen Verschlimmerungs- als auch einen Gleichstellungsantrag gestellt habe. Wahr-
heitswidrig behaupte die Klägerin, sie habe an ihrem Arbeitsplatz unter psychologischen 



Druck gestanden, man habe ihre Entlassung betrieben und sie im Betrieb ständigen Repres-
sionen ausgesetzt. Der Sonderkündigungsschutz nach dem SGB IX stehe der Klägerin 
schon mangels Schwerbehinderteneigenschaft nicht zu. Aus § 90 Abs. 2 a SGB IX ergebe 
sich, dass sie sich auf diesen Sonderkündigungsschutz nicht berufen könne, wie auch der 
Beklagte zu Recht festgestellt habe. 
 
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten im 
übrigen wird auf den Inhalt der Verfahrensakte sowie der beigezogenen Verwaltungsvorgän-
ge Bezug genommen.  
 
 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 
Das Gericht entscheidet gemäß § 101 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ohne 
mündliche Verhandlung, weil sich die Beteiligten mit dieser Verfahrensweise einverstanden 
erklärt haben. 
 
Die Klage ist unbegründet. 
 
Der Bescheid des Beklagten vom 10.08.2004 in der Fassung des Widerspruchsbescheides 
vom 28.01.2005 ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren Rechten. Der Wider-
spruchsausschuss bei dem Integrationsamt hat in dem Widerspruchsbescheid zu Recht ent-
schieden, dass der Klägerin schon deswegen kein Sonderkündigungsschutz nach den 
§§ 85 ff. SGB IX zusteht, weil diese Vorschrift auf sie gemäß § 90 Abs. 2 a SGB IX keine 
Anwendung findet. 
 
Nach dem zum 01.05.2004 in Kraft getretenen § 90 Abs. 2 a SGB IX finden die den Sonder-
kündigungsschutz für schwerbehinderte Menschen betreffenden Regelungen keine Anwen-
dung, wenn zum Zeitpunkt der Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch 
nicht nachgewiesen ist oder das Versorgungsamt nach Ablauf der Frist des § 69 Abs. 1 Satz 
2 SGB IX eine Feststellung wegen fehlender Mitwirkung nicht treffen konnte. § 90 Abs. 2 a 
SGB IX regelt damit zwei Ausnahmetatbestände, bei deren Eingreifen eine Kündigung ohne 
vorherige Zustimmung des Integrationsamtes möglich ist. Der erste Ausnahmetatbestand 
betrifft den im Zeitpunkt der Kündigung fehlenden Nachweis der Eigenschaft als schwerbe-
hinderter Mensch. Und der zweite Ausnahmetatbestand greift ein, wenn das Versorgungs-
amt einen vor der Kündigung gestellten Antrag auf Anerkennung als schwerbehinderter 
Mensch nur deswegen noch nicht beschieden hat, weil der Antragsteller es an der erforderli-
chen Mitwirkung fehlen ließ. Dabei geht die Kammer davon aus, dass diese beiden Ausnah-
metatbestände zueinander in einem Regel-Ausnahme-Verhältnis stehen, das heißt bei feh-
lendem Nachweis der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch gilt der Sonderkündi-
gungsschutz grundsätzlich nicht (§ 90 Abs. 2 a 1. Alternative), es sei denn, das Fehlen des 
Nachweises beruht nur darauf, dass das Versorgungsamt nach Ablauf der Frist des § 69 



Abs. 1 Satz 2 SGB IX eine Feststellung trotz ordnungsgemäßer Mitwirkung des Arbeitneh-
mers nicht getroffen hat (vgl. § 90 Abs. 2 a 2. Alternative). 
 

Vgl. Westers: Neuregelungen im Recht des besonderen Kündigungsschutzes nach dem 
9. Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX), in: Behindertenrecht (br) 2004, S. 93 f. (96); 
Rolfs/Barg: Kein Sonderkündigungsschutz bei fehlendem Nachweis der Schwerbe-
hinderung - Der neue § 90 Abs. 2 a SGB IX, in: Betriebsberater (BB) 2005, 
S. 1678 f.; vgl. auch Landesarbeitsgericht Düsseldorf, Urteil vom 22.03.2005, in: 
br 2005, S. 198 ff. 

 
Der Auffassung der Klägerin, dass § 90 Abs. 2 a SGB IX nur einen einzigen Ausnahmetat-
bestand enthalte, weil das die beiden Alternativen verbindende Wort "oder" auf einem redak-
tionellen Versehen des Gesetzgebers beruhe und als "und" zu lesen sei, folgt die Kammer 
nicht. 
 

so aber: Arbeitsgericht Düsseldorf, Urteil vom 29.10.2004 
- 13 Ca 5326/04 - in: Rechtsprechungsreport zur Neuen Zeitschrift für Arbeits-
recht (NZA - RR) 2005, S. 138 f.; Griebeling: Neues im Sonderkündigungsschutz 
schwerbehinderter Menschen, in: Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (NZA) 2005, 
S. 494 f. 

 
Dieser Auffassung stehen die Gesetzesmaterialien, namentlich die Beschlussempfehlung 
und der Bericht des Ausschusses für Gesundheit und soziale Sicherung vom 14.01.2004 
(Bundestagsdrucksache 15/2357; abgedruckt in: Hauck/Noftz: SGB IX, Loseblattkommentar, 
Stand: April 2005, Unterabschnitt M051, S. 31) entgegen. Dort heißt es zu § 92 Abs. 2 a 
SGB IX: "Die Ergänzung stellt sicher, dass der Arbeitgeber zur Kündigung gegenüber einem 
schwerbehinderten Menschen nicht der vorherigen Zustimmung des Integrationsamtes be-
darf, wenn zum Zeitpunkt der beabsichtigten Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinder-
ter Mensch nicht nachgewiesen ist (...). Der Kündigungsschutz gilt daneben nur in den Fäl-
len, in denen ein Verfahren auf Feststellung der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch 
zwar anhängig ist, das Versorgungsamt aber ohne ein Verschulden des Antragstellers noch 
keine Feststellung treffen konnte." 
 
Gerade aus der Verwendung des Wortes "daneben" ist zu schließen, dass in § 90 Abs. 2 a 
SGB IX tatsächlich zwei verschiedene Fallalternativen geregelt werden, weshalb die Ver-
wendung des Wortes "oder" nicht als Versehen gewertet werden kann. 
 
Im Fall der Klägerin ist die in § 90 Abs. 2 a SGB IX geregelte 1. Alternative gegeben. Die 
Klägerin konnte weder im Zeitpunkt der verschiedenen ausgesprochenen Kündigungen ei-
nen Nachweis über ihre Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch vorlegen noch kann sie 
es gegenwärtig. Nach dem Bescheid des Versorgungsamtes vom 20.08.2004 beläuft sich ihr 
Grad der Behinderung auf 40, weshalb auch ausgeschlossen werden kann, dass bei ihr eine 
Schwerbehinderung offenkundig ist. 
 



Die sich damit ergebende Rechtsfolge, dass die Klägerin dem Sonderkündigungsschutz 
nicht unterfällt, wird auch nicht durch § 90 Abs. 2 a 2. Alternative SGB IX modifiziert. § 90 
Abs. 2 a 2. Alternative SGB IX greift hier nicht zu Gunsten der Klägerin ein. Vielmehr beruht 
es auf einer mangelnden Mitwirkung der Klägerin, dass eine Entscheidung des Versor-
gungsamtes im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigung vom 18.05.2004 noch nicht vorlag. 
Dieser nach dem Wortlaut des § 90 Abs. 2 a SGB IX auf jeden Fall für die erste Regelungs-
alternative maßgebliche Zeitpunkt ist auch bei Anwendung der 2. Alternative zu Grunde zu 
legen. Denn der Regelungszweck des § 90 Abs. 2 a SGB IX insgesamt ist es gerade festzu-
legen, ob einem Arbeitnehmer für eine bestimmte Kündigung der Sonderkündigungsschutz 
des § 85 SGB IX zusteht oder nicht. 
 
Die mangelnde Mitwirkung der Klägerin ist darin zusehen, dass sie erst am 12.05.2004 den 
Verschlimmerungsantrag bei dem Versorgungsamt und den Antrag auf Gleichstellung bei 
der Bundesagentur für Arbeit gestellt hat. Zu der in § 90 Abs. 2 a SGB IX angesprochenen 
ordnungsgemäßen Mitwirkung gehört es auch, die entsprechenden Verwaltungsverfahren 
beim Versorgungsamt bzw. der Bundesagentur für Arbeit so frühzeitig einzuleiten, dass mit 
ihrem rechtzeitigen Abschluss gerechnet werden kann. Da diese Verwaltungsverfahren nicht 
von Amtswegen, sondern gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX nur auf einen Antrag hin einge-
leitet werden, ist die Antragstellung als die erste entscheidende Mitwirkungshandlung zu 
qualifizieren. 
 
 Vgl. Griebeling, NZA 2005, 8.494 (498). 

 
Die Klägerin indessen hat mit der Antragsteilung bis zu dem Tag gewartet, an dem die Bei-
geladene sie zu den erhobenen Vorwürfen angehört und ihr außerdem - und zwar schon in 
der Ladung zu diesem Anhörungstermin - mitgeteilt hatte, dass auf Grund gravierender Ver-
dachtsmomente der Bestand des Arbeitsverhältnisses gefährdet sei. Für die Klägerin war 
daher bereits am Tag der Antragstellung ohne weiteres erkennbar, dass eine Kündigung 
ihres Arbeitsverhältnisses unmittelbar drohte. Aus diesem Grund konnte sie nicht damit rech-
nen, dass die von ihr erst am 12.05.2004 eingeleiteten Verfahren noch vor dem Zugang der 
zu befürchtenden Kündigung abgeschlossen sein würden, zumal die dem Versorgungsamt 
gemäß § 69 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 14 SGB IX zur Verfügung stehende Arbeits-
zeit sich auf 3 Wochen und im Fall der Notwendigkeit einer Begutachtung sogar auf 7 Wo-
chen beläuft. Dem gegenüber stand der Beigeladenen für die von ihr beabsichtigte und dann 
auch ausgesprochene fristlose Kündigung gemäß § 626 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) nur eine Zwei-Wochen-Frist, die mit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme 
der für die Kündigung maßgebenden Tatsachen begann, zur Verfügung. Der Klägerin, die 
nach ihrem eigenen Vorbringen ohnehin permanent mit ihrer Kündigung gerechnet hat, ist 
daher in Bezug auf die Antragstellung ein säumiges Verhalten anzulasten. Im Übrigen ist an 
dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass die Regelung des § 90 Abs. 2 a 2. Alternative SGB IX 
im Hinblick auf die Mindestdauer des Feststellungsverfahrens nach § 69 Abs. 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 14 SGB IX teilweise ohnehin dahin interpretiert wird, dass der Sonderkün-
digungsschutz erst 3 Wochen nach Antragstellung bei dem Versorgungsamt einsetzt. 



 
Vgl. Kuhlmann: Auswirkungen des § 90 Abs. 2 a SGB IX auf das Widerspruchsverfah-

ren im Rahmen des besonderen Kündigungsschutzes schwerbehinderter Men-
schen beim Integrationsamt, in: br 2004, S. 181 f. (183). 

 
Für eine derartige Auslegung spricht auch der Wortlaut des § 90 Abs. 2 a 2. Alternative 
SGB IX ("... nach Ablauf der Frist des § 69 Abs. 1 Satz 2 ..."). 
 
Der Klägerin steht auch mit Rücksicht auf die im weiteren Verlauf des Verfahrens ergange-
nen Entscheidungen der Bundesagentur für Arbeit und des Versorgungsamtes kein Sonder-
kündigungsschutz gemäß § 85 SGB IX zu. Allerdings könnte einiges dafür sprechen, zumin-
dest Entscheidungen des Versorgungsamtes über die Anerkennung als schwerbehinderter 
Mensch auch dann noch im laufenden Verwaltungsverfahren zu berücksichtigen, wenn sie 
wegen einer nicht ordnungsgemäßen Mitwirkung des Arbeitnehmers erst nach dem Zugang 
der Kündigung ergangen sind. Der Feststellungsbescheid des Versorgungsamtes hat nach 
§ 2 Abs. 2 und § 69 SGB IX keine rechtsbegründende, sondern lediglich eine deklaratorische 
Wirkung. Die Eigenschaft als schwerbehindert entsteht Kraft Gesetzes, wenn die in § 2 SGB 
IX genannten Voraussetzungen vorliegen. 
 

Vgl. Bundesarbeitsgericht (BArbG), Urteil vom 20.01.2005 - 2 AZR 675/03-,  
in: NZA 2005, S. 689 f., ständige Rechtsprechung. 
 

Das Versorgungsamt stellt mit anderen Worten also nur eine Tatsache fest, die ohnehin 
schon vorher gegeben war. Deshalb kann die Einbeziehung einer nachträglichen Entschei-
dung des Versorgungsamtes auch nicht als Abweichung von dem Grundsatz gewertet wer-
den, dass der Entscheidung des Integrationsamtes und ebenso der gerichtlichen Entschei-
dung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt des Kündigungszugangs zu Grunde zu legen 
ist. 
 
Hier haben allerdings weder das Versorgungsamt noch die Bundesagentur für Arbeit eine für 
die Klägerin günstige Entscheidung getroffen. Nach Ergehen des Versorgungsamtsbeschei-
des vom 20.08.2004 kann der Ausnahmetatbestand des § 90 Abs. 2 a 2. Alternative SGB IX 
auch aus einem weiteren Grund nicht zu Gunsten der Klägerin eingreifen, denn mittlerweile 
liegt eine Entscheidung des Versorgungsamtes vor. Dass diese Entscheidung des Versor-
gungsamtes noch nicht bestandskräftig ist, ändert hieran nichts, denn auf die Bestandskraft 
der Entscheidung kommt es in diesem Zusammenhang nicht an. 
 
 Vgl. Westers, br 2004, S. 93 (97). 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Das Verfahren ist gemäß § 188 
Satz 2 VwGO gerichtskostenfrei. Die außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen sind ge-
mäß § 162 Abs. 3 VwGO für erstattungsfähig zu erklären, weil die Beigeladene das Verfah-
ren durch eine eigene Stellungnahme gefördert und zudem einen eigenen Klageantrag ge-



stellt bzw. angekündigt und damit ein eigenes Kostenrisiko übernommen hat. Die übrigen 
Nebenentscheidungen ergeben sich aus § 167 VwGO in Verbindung mit §§ 708 Nr. 11, 711 
der Zivilprozessordnung (ZPO). 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats nach Zustellung beim Verwaltungsgericht 
Arnsberg (Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, Postanschrift: Verwaltungsgericht Arnsberg, 
59818 Arnsberg) Antrag auf Zulassung der Berufung gestellt werden. Der Antrag muss das 
angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils 
sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. 
 
Die Berufung ist nur zuzulassen, 
1. wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 
2. wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,  
3. wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 
4. wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesver-

waltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder 
des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder  

5. wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel gel-
tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

 
Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Zulassungsantrag vorgelegt worden ist, 
bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster, bzw. Postfach 6309, 48033 Münster) einzureichen. Über den Antrag ent-
scheidet das Oberverwaltungsgericht durch Beschluss. 
 
Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jeder Beteiligte, soweit er einen Antrag stellt, 
durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des 
Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt vertreten lassen. Das gilt auch 
für den Antrag auf Zulassung der Berufung. Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Rich-
teramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch durch Beamte 
oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbehörde oder des 
jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zugehören, ver-
treten lassen. In Abgabenangelegenheiten sind vor dem Oberverwaltungsgericht als Pro-
zessbevollmächtigte auch Steuerberater und Wirtschaftsprüfer zugelassen. 
 
Der Antragsschrift sollen möglichst Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
 
Janßen 
 




